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zugelassenen Rechtsanwalt mit seiner Ver­
teidigung beauftragen und zugleich als sei­
nen Zustellungsbevollmächtigten benennen 
kann. Benennt der Beschuldigte oder An­
geklagte einen gewählten oder einen ihm 
bestellten Verteidiger als seinen Zustel­
lungsbevollmächtigten, sind die für ihn be­
stimmten Zustellungen an den Verteidiger 
vorzunehmen. Ist die öffentliche Ladung 
des Beschuldigten oder Angeklagten gern. 
§ 185 StPO erforderlich, ist ihm, sofern sein 
Aufenthaltsort bekannt ist, analog § 265 
StPO darüber hinaus die Ladung unter An­
gabe der ihm zur Last gelegten Straftat 
formlos mitzuteilen. Es können auch wei­
tere geeignete Maßnahmen getroffen wer­
den, um ihm die Ladung zur Kenntnis zu 
bringen.
10. Sind die hinterlegten Vermögenswerte 
durch rechtskräftigen Beschluß des Gerichts 
(§136 Abs. 3 StPO) in das Eigentum des 
Staates übergegangen, sind auf ein Ver­
wahrkonto hinterlegtes Bargeld, Gegen­
werte oder Erlöse anderer hinterlegter Ver­
mögenswerte auf das Einnahmekonto des 
Rechtspflegeorgans zu überweisen, das die 
Sicherheitsleistung angeordnet hat (§ 136 
Abs. 2 StPO).
Andere hinterlegte Vermögenswerte als 
Bargeld sind durch dieses Rechtspflege­
organ vorher wie folgt verwerten zu las­
sen :
— 'Schmucksachen und Edelmetalle 

durch Übersendung an die Tresorver­
waltung beim Ministerium der Finan­
zen;

— Valuta und sonstige Wertpapiere 
durch Einlieferung bei der Industrie- 
und Handelsbank;

— Kraftfahrzeuge
für Maschinen- und Material wesen; 
durch Abgabe an das Staatliche Kontor

— sonstige Vermögensgegenstände
durch Versteigerung durch den Gerichts­
vollzieher.“

(Nunmehr sind sonstige Vermögensgegen­
stände zu verkaufen. Die Bestimmungen 
über den gerichtlichen Verkauf von Pfand­
sachen [§§ 122, 123 ZPO] sind entsprechend 
anzuwenden.)

cherheitsleistung werden im Ermittlungs­
verfahren durch den Staatsanwalt und nach 
Einreichung der Anklageschrift durch das 
Gericht getroffen.

(2) Der Beschuldigte oder der Ange­
klagte kann gegen die gemäß §§ 135 und 136 
angeordneten Maßnahmen bei Gericht Be­
schwerde einlegen. Er ist darüber zu be­
lehren. Die Belehrung ist aktenkundig zu 
machen. Wurden die Maßnahmen durch 
den Staatsanwalt angeordnet, ist die Be­
schwerde beim übergeordneten Staats­
anwalt einzulegen.

§138
Fahndung

(1) Liegt ein Haftbefehl oder liegen die 
Voraussetzungen eines Haftbefehls vor und 
ist der Beschuldigte oder der Angeklagte 
flüchtig, kann er durch den Staatsanwalt 
zur Fahndung ausgeschrieben werden. Das 
gleiche Recht hat das Untersuchungsorgan, 
soweit Gefahr im Verzüge vorliegt.

(2) Der Staatsanwalt und das Untersu­
chungsorgan sind berechtigt, Beschuldigte 
oder Angeklagte, bei denen die Vorausset­
zungen eines Haftbefehls nicht gegeben 
sind, sowie Zeugen und Verdächtige zur 
Aufenthaltsermittlung auszuschreiben.

§139
Steckbrief

(1) Auf Grund eines Haftbefehls kann 
der Staatsanwalt einen Steckbrief erlassen, 
wenn der Beschuldigte oder der Angeklagte 
flüchtig ist oder sich verborgen hält.

(2) Ohne Haftbefehl ist eine steckbrief­
liche Verfolgung nur zulässig, wenn ein 
Festgenommener entweicht. In diesen Fäl­
len können auch die Untersuchungsorgane 
einen Steckbrief erlassen.

(3) In dem Steckbrief ist der Verfolgte 
zu bezeichnen und zu beschreiben. Die 
Straftat, deren er verdächtigt ist, sowie Ort 
und Zeit ihrer Begehung sind anzugeben.

(4) Die §§126, 134 gelten entsprechend.

§137
Zuständigkeit and Beschwerde

(1) Entscheidungen über die besondere 
Aufsicht Erziehungsberechtigter und die Si- S
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